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Niederschrift öffentlicher Teil 
7. Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses der Stadt Mayen 

 Sitzungstermin: Donnerstag, 07.10.2021 
 Sitzungsbeginn: 18:00 Uhr 
 Sitzungsende: 20:30 Uhr 
 Ort, Raum: Sitzungssaal des Rathauses Rosengasse 

Das Ergebnis der Beratung ergibt sich aus den Anlagen, die Bestandteil dieser 
Niederschrift sind. 

 

 

 

 

 

 

_____________________________   _________________________ 

Vorsitzende(r)       Schriftführer 
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Anwesend sind: 

Mitglieder  

Herr Tobias Keßner CDU  
Frau Marika Kohlhaas Bündnis 90 / Die Grünen  
Herr Wolfgang Mai FDP  
Herr Josef Runkel CDU  
Herr Walter Scharbach AfD  
Frau Judith Wagner Bündnis 90 / Die Grünen  
Herr Sven Weber SPD  

stellv. Mitglied  

Herr Leo Brengmann FWM Vertretung für Herrn Holger 
Seidenstücker 

Herr Oliver Schick SPD Vertretung für Herrn 
Siegmar Stenner 

Von der Verwaltung  

Herr Peter Loser  
Herr Axel Spitzlei  

  

Frau Elke Holl  
Frau Anja Schweitzer  
 
 

Es fehlt / fehlen: 

Mitglieder  

Herr Michael Faber CDU entschuldigt 
Herr Holger Seidenstücker FWM  
Herr Siegmar Stenner SPD  
 

Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße Einladung sowie die 
Beschlussfähigkeit fest. 

Tagesordnung: 

1 Niederschrift der letzten Sitzung 
2 Mitteilungen der Verwaltung 
3 Jahresabschluss der Stadt Mayen für das Haushaltsjahr 2020 

Vorlage: 6508/2021 
4 Verschiedenes 
 

Protokoll: 

zu 1 Niederschrift der letzten Sitzung 
 

 Die Niederschrift der letzten Sitzung wird unverändert angenommen 
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zu 2 Mitteilungen der Verwaltung 
 

 Mitteilungen der Verwaltung liegen nicht vor 
 

  
  

zu 3 Jahresabschluss der Stadt Mayen für das Haushaltsjahr 2020 
Vorlage: 6508/2021 
 

 Jahresabschluss der Stadt Mayen für das Jahr 2020 

 Vorlage: 6508/2021 

Zum Austausch in den versandten Unterlagen betreffend die Beteiligungen bzw. 

Beteiligungsberichte werden folgende Seiten ausgelegt bzw. verteilt: 

• 3    
• 59/60    
• 267 – 282  gegen  die Seiten 267 – 280 
 
Die Seitenzahlen folgender Dokumente verschieben sich wie folgt 

alt   neu 
• Anlagen- und Sonderpostenübersicht  Seiten 283/284  Seiten 281/282 
• Forderungsübersicht    Seiten 285/286  Seiten 283/284 
• Verbindlichkeitenübersicht   Seiten287/289  Seiten 285/286 
• Übersicht über die über das Ende des Haushaltsjahres hinaus geltenden   
              Haushaltsermächtigungen   Seiten 289/290  Seiten 287/288 
• Kennzahlentabelle    Seiten 291 ff  Seiten 289 ff  
 
Die Referenzvorlage für die Sitzung des Stadtrates wird ein neues, angepasstes 

Jahresabschlussdokument im Anhang enthalten. 

Der Vorsitzende führt in die Thematik ein und bittet sodann Herrn Spitzlei anhand der 

vorbereiteten PowerPoint Präsentation die wesentlichen Eckdaten des Jahresabschlusses 2020 

kurz vorzustellen. Dabei werden jeweils die Vergleichszahlen der Vorjahre mit angezeigt. Bereits 

hier werden zu einzelnen Positionen auf Nachfragen der Ausschussmitglieder nähere 

Erläuterungen gegeben und ein lebhafter Dialog geführt.  

Auch die hohe Planabweichung in der Pos. E 6  „Kostenerstattungen und Umlagen“ der 

Ergebnisrechnung (Differenz zum Ansatz  2,860 Mio. €) wird auf Nachfrage erläutert. Dabei wird 

auf die Ausführungen im Rechenschaftsbericht zum Jahresabschluss auf den Seiten 88 bis 90 

hingewiesen. Die größte Planabweichung in Höhe von 2,611 Mio. € ergibt sich in dieser Pos. bei 

dem Konto 44243000 „Kostenerstattungen von Gemeinden und Gemeindeverbänden“. Hier sind 

unter anderem die Ausgleichzahlungen des Landkreis Mayen-Koblenz für die 

Aufgabenwahrnehmung als Träger der öffentlichen Jugendhilfe veranschlagt. Die von der Stadt 

aufgrund der erst im Januar 2020 beschlossenen Abrechnungsmodalitäten vorgelegten 

Abrechnungen für die Jahre 2015 bis 2019 sind vom Landkreis nicht in voller Höhe anerkannt 

worden. Zu einigen Kostenpositionen und der Zurechnung von Abschlägen auf die Haushaltsjahre 

bestehen noch unterschiedliche Auffassungen. Hiergegen wird die Verwaltung vorgehen. Wegen 

der insoweit bestrittenen Forderung wurde bilanziell eine Wertberichtigung in Höhe von 319.400 € 
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vorgenommen. Dabei handelt es sich um geltend gemachte Personalkostenzuschüsse für die 

eigenen Kindertagesstätten, die wahrscheinlich tatsächlich nicht unter die Kostenerstattung fallen. 

Weiterhin wurde zunächst keine neue Forderung ausgewiesen.   

Zu den jährlich wiederkehrenden Prüfungsfragen bzw. Prüfungshandlungen ergibt sich aufgrund 
der unveränderten Darstellung zum Vorjahr kein Beratungsbedarf. Der Vorsitzende nimmt die 
Zustimmung des Ausschusses zur Kenntnis.  
Der Vorsitzende bemängelt jedoch, dass der Lagebericht der Komm-Aktiv als „Ansichtsexemplar“ 
gekennzeichnet ist und nicht die Unterschrift des Geschäftsführers enthält. Er bittet die 
Verwaltung darauf hinzuwirken, dass dies zukünftig geändert wird.  
 
Im weiteren Verlauf werden vom Vorsitzenden die Fragen aus den Handlungsempfehlungen des 
Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz für die örtliche Rechnungsprüfung zu den 
Prüfungsschwerpunkten Vorräte und Sonderposten gesetzt  und im Dialog mit den 
Ausschussmitgliedern und Verwaltungsmitarbeitern beantwortet. Die Ausschussmitglieder haben 
ein Handout zur Beantwortung der Prüfungsfragen anhand von Beispielen aus den verbuchten 
Vorräten und Sonderposten erhalten, welche durch den im Vorfeld ausgehändigten 
Jahresabschluss belegt wurden. 
Zu den Themenkomplexen und darüber hinaus gehenden Fragen werden unmittelbar die aus der 
Finanzsoftware einzusehenden Unterlagen präsentiert und von den Ausschussmitgliedern 
hinterfragt (Vergleich von Einkaufsrechnungen mit Bestandsausweis und Verbuchung in der 
Anlagenübersicht, Grundstücke im Vorratsvermögen etc.). 
  
Hinsichtlich der Frage, ob alle maßgeblichen kostenrechnenden Einrichtungen bei der Bewertung 
der Kostenüberdeckungen nach § 40 GemHVO (Sonderposten für den Gebührenausgleich) 
Berücksichtigung gefunden haben, wird die Forderung erhoben, die Straßenreinigungssatzung 
zeitnah zu aktualisieren und eine Gebührenkalkulation unter Einbeziehung des rechtlich zulässigen 
Aufwands für den Winterdienst zu veranlassen. Denn lt. Ergebnisrechnung weist die Leistung einen 
Überschuss aus. Die bisherigen Vorstöße der Verwaltung mit neuen Satzungsregeln haben nicht 
die Zustimmung des Stadtrates erhalten.  
Hierzu wurde erläutert, dass kostenrechnende Einrichtungen öffentliche Einrichtungen auf 
kommunaler Ebene sind, die ganz oder teilweise aus Entgelten finanziert werden. Sie entsprechen 
den klassischen Gebührenhaushalten wie  Straßenreinigung und Friedhöfe.  Für die 
Gebührenkalkulation der kostenrechnenden Einrichtungen tritt allerdings an die Stelle der 
doppischen ergebniswirtschaftlichen Rechnung eine betriebswirtschaftliche Kostenrechnung, die 
zu anderen Ergebnissen führen kann. Für den Bereich Friedhofs- und Bestattungswesen, der 
defizitär abgeschlossen hat, hat die Verwaltung bereits Schritte für eine professionelle 
Gebührenkalkulation eingeleitet.  
 
Im weiteren Verlauf der Sitzung hinterfragt der Vorsitzenden den Umstand, dass nicht alle 
Mietobjekte zur Verwaltung an die Steg übergeben sind. Dies hat lt. Mitteilung der Verwaltung 
verschiedene Gründe, zum einen ist ein Teil als Dienstwohnung ausgewiesen und andere Objekte 
liegen im Bereich lebendige Zentren und sind für den Abriss vorgesehen. Aktuell sind in 2021 die 
Gebäudeteile der Objekte im Entenpfuhl, die nicht für Zwecke der Stadtsanierung benötigt 
werden, zur Kapitalverstärkung an die Steg übertragen worden. Hinsichtlich der Anregung aktuell 
eine Überprüfung der von der Stadt erhobenen Mieten und Pachten auf Angemessenheit zu 
fordern, wird mehrheitlich beschlossen zunächst die weitere Entwicklung hinsichtlich des 
Bestandes oder der Ausrichtung der Stadtentwicklungsgesellschaft abzuwarten und das Thema in 
der Sitzung zum Jahresabschluss 2021 erneut aufzurufen. 
Nachdem es keine weiteren Wortmeldungen bzw. Nachfragen zu den Prüfungsschwerpunkten und 
dem Jahresabschluss insgesamt gibt, weist der Vorsitzende auf den noch vom 
Rechnungsprüfungsausschuss zu verfassenden und von ihm zu unterzeichnenden Prüfbericht hin. 
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Der Bericht ergänzt diese Niederschrift und wird als Anlage der Beschlussvorlage 6508/2021/1 zur 
Feststellung des Jahresabschlusses 2020 für den Stadtrat beigefügt.                                      
 

 
 

 Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt dem Stadtrat den folgenden Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt  
 
1. gem. § 114 Abs. 1 Satz 1 GemO die Feststellung des Jahresabschlusses 2020  

und 
2. gem. § 114 Abs. 1 Satz 2 GemO Herrn Oberbürgermeister Wolfgang Treis, Herrn 

Oberbürgermeister Dirk Meid, Herrn Bürgermeister Bernhard Mauel, Herrn 
Beigeordneten Christoph Michels, Herrn Beigeordneten Thomas Schroeder sowie 
Frau Beigeordnete Natascha Lentes für die jeweils in ihrer Amtszeit 2020 
wahrgenommenen Aufgaben die Entlastung zu erteilen. 

 
 

 Abstimmungsergebnis zu 1: 
 

Ja: 9 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 
 
 

Abstimmungsergebnis zu 2: 
 

Ja: 9 

Nein: 0 

Enthaltung: 0 
 

 

zu 4 Verschiedenes 
 

 Der Vorsitzende weist darauf hin, dass der Jahresabschluss 2020 des AWB erst in der Sitzung des 

Werksausschusses am 03.11.2021 vorgelegt wird. Insoweit kann der geplante Termin für die 

Prüfung des Gesamtabschlusses nicht wie im Sitzungskalender ausgewiesen am 28.10.2021 

stattfinden. Es ist geplant die Sitzung so rechtzeitig zu terminieren, dass der Gesamtabschluss dem 

Stadtrat in seiner ersten Sitzung 2022 vorgelegt werden kann.  

 

Nachdem es keine Wortmeldungen mehr gibt, schließt der Vorsitzende die Sitzung. 
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